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Wien, am 18.02.2016 
 
 
 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Rechtspraktikantengesetz, das Richter- und 
Staatsanwaltschaftsdienstgesetz, das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, die Rechtsanwaltsordnung, 
das Rechtsanwaltsprüfungsgesetz und die Notariatsordnung geändert werden.  
 
GZ: BMJ-Pr599.00/0001-III 6/2016; 
 

 

Die Standesvertretungen begrüßen ausdrücklich die Verlängerung der Gerichtspraxis auf sieben 

Monate und die Anhebung des Ausbildungsbeitrags für Rechtspraktikant/innen.  

Mit dieser Gesetzesänderung wird einer wichtigen und langjährigen Forderung der 

Standesvertretung und der Praxis nachgekommen. Die verlängerte Gerichtspraxis ermöglicht eine bessere 

Ausbildung bei den Gerichten und ist damit ein wesentlicher Beitrag zur Berufsausbildung und –

vorbereitung va der klassischen Rechtsberufe. Auch die Anhebung des Ausbildungsbeitrags wird seit 

mehreren Jahren gefordert. Die bislang schlechtere finanzielle Abgeltung der Ausbildungszeit von 

Rechtspraktikant/innen im Vergleich zu Verwaltungspraktikant/innen stellt eine sachlich nicht 

gerechtfertigte Ungleichbehandlung dar. Sie ist insbesondere für Übernahmewerber in den richterlichen  

Vorbereitungsdienst, die bis zur Übernahme durchschnittlich 12 Monate als Rechtspraktikant/in tätig sind, 

eine finanzielle Hürde. Mit der in Aussicht genommenen Anhebung ist gesichert, dass die Bestreitung der 

Lebenshaltungskosten auch über einen längeren Ausbildungszeitraum möglich ist. Sie ist aber auch ein 

Ausdruck der Wertschätzung für die wertvolle Arbeit der Rechtspraktikant/innen und deren unverzichtbare 

Unterstützung an den Gerichten. 

 
Mag. Sabine Matejka, Vizepräsidentin der Vereinigung der österreichischen Richterinnen und Richter  
Mag. Christian Haider, Vorsitzender der Bundesvertretung Richter und Staatsanwälte in der GÖD  
 

 

An das Präsidium des Nationalrats 
begutachtungsverfahren@parlament.gv.at 
 
An das Bundesministerium für Justiz 
team.pr@bmj.gv.at 
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